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TEIL II: UMWELTBERICHT 
 

1. KURZDARSTELLUNG DES INHALTS UND DER WICHTIGSTEN ZIELE DES 
BAULEITPLANS 

 

Der aus dem Jahr 1980 stammende Bebauungsplan Nr. 73.18 für das Gebiet 
Mannheim – Waldhof / Käfertal soll hinsichtlich verschiedener textlicher Festsetzungen 
geändert werden.  

Der ursprüngliche Bebauungsplan verfolgte die städtebauliche Zielsetzung, auf den im 
Geltungsbereich liegenden zum Teil sehr großen ehem. Siedlergrundstücken eine 
Bebauung auch in rückwärtigen Grundstücksteilen zuzulassen und damit eine 
städtebaulich geordnete Nachverdichtung zu ermöglichen. In den vergangenen fast 
vierzig Jahren wurde von dieser Möglichkeit bereits vielfach Gebrauch gemacht.  

Bisher sind nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 73.18 in den 
rückwärtigen Grundstücksteilen Gartenhofhäuser (Atriumhäuser) mit Flachdach 
zulässig. In der Vergangenheit haben zahlreiche Grundstückseigentümer den Wunsch 
geäußert, dort Gebäude mit Satteldächern bzw. Walmdächern (20° - 30°) errichten zu 
können. Dem soll durch die Bebauungsplanänderung entsprochen werden. Da 
hierdurch grundsätzlich auch einen Ausbau des Dachgeschosses ermöglicht wird, wird 
eine Erhöhung der bisher zulässigen Geschossflächenzahl von 0,4 auf 0,6 erforderlich.  

Die Änderungen betreffen im Wesentlichen die rückwärtigen Grundstücksbereiche, die 
nicht an eine öffentliche Straße grenzen, sondern über das Vordergrundstück 
erschlossen sind. 

 
 
 

2. IN BETRACHT KOMMENDE ANDERWEITIGE PLANUNGSMÖGLICHKEITEN 

 

Da es sich vorliegend im Wesentlichen um die Änderung einzelner Festsetzungen 
eines bereits rechtskräftigen Bebauungsplanes handelt, ergeben sich 
Planungsalternativen in räumlicher Hinsicht nicht. 
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3. BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 

 
 Allgemeines 

 
Die Beschreibung der Umweltauswirkungen erfolgt unter Zugrundelegung der „Ist–
Situation“, die sich durch die bereits teilweise Umsetzung des Bebauungsplanes 
Nr. 73.18 in den vergangenen fast vierzig Jahren entwickelt hat.  
Gegenstand der Umweltprüfung sind die Veränderungen, die sich durch den 
Änderungsbebauungsplan Nr. 73.18a auf die Belange des Umweltschutzes ergeben 
können.  
 
Örtliche Bestandsaufnahmen und Auswertungen vorhandener Unterlagen zu den 
Schutzgütern:  
 

 Tiere und Pflanzen 
 Boden 
 Wasser  
 Luft 
 Klima 
 Landschaft 
 Mensch 
 Kultur und Sachgüter 

 
erlauben die Beurteilung der Auswirkungen, die durch die Bebauungsplanänderung 
hervorgerufen werden können. Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens können sich 
insbesondere aus der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung ggfs. zusätzliche 
Erkenntnisse ergeben, die in die Beurteilung der Umweltauswirkungen einzustellen 
sind.  
 
Durch die vorliegende Bebauungsplanänderung werden im Wesentlichen: 
 

 Auswirkungen durch zusätzliche Verschattungseffekte (durch höhere 
Dachneigungen),  

 Flächeninanspruchnahmen durch ggfs. erforderliche zusätzliche private 
Stellplätze1, 

 Auswirkungen auf das Orts- / Landschaftsbild,  
 Auswirkungen auf private Freibereiche (Gärten)  

 
erwartet.  
 
Die zu erwartenden Auswirkungen werden nachfolgend schutzgutbezogen 
beschrieben. 
  

                                                            
1 Infolge der Erhöhung der GFZ von 0,4 auf 0,6 kann sich eine Zunahme von Wohnungen gegenüber 
dem „Ist – Zustand“ ergeben 
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 Ziele des Umweltschutzes für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
 
Grundsätzliche Ziele des Umweltschutzes ergeben sich aus den umweltrelevanten 
Zielen und Grundsätzen der Raum- und Landesplanung sowie aus § 1 Abs. 5 und § 1a 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB). Danach soll eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung gewährleistet werden und dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt 
zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen.  
 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Erstellung von Bebauungsplänen 
insbesondere die folgenden Belange des Umweltschutzes zu berücksichtigen: 

 die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen, sowie die Landschaft und die biologische 
Vielfalt, 

 die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetztes, 

 umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 
sowie die Bevölkerung insgesamt, 

 umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 
 die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 

und Abwässern, 
 die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung 

von Energie, 
 die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, 

insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 
 die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 

Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen 
Gemeinschaft festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, 

 die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes.  
 
Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden; 
dabei sind die Möglichkeiten des Flächenrecyclings der innerstädtischen 
Nachverdichtung zu nutzen sowie Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu 
begrenzen. Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB weitestgehend zu erhalten und vor 
Verdichtung zu schützen.  
 
Darüber hinaus ergeben sich Ziele für das Plangebiet aus Fachplanungsgesetzen, 
bestehendem Planungsrecht (Regionalplan, Flächennutzungsplan), Landschaftsplan 
sowie aus städtebaulichen Konzepten.  
 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und 
Sachgüter sind entsprechend dem Bundesimmissionsschutzgesetz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher 
Umwelteinwirkungen ist vorzubeugen. 



BPlan Nr. 73.18a “Siedlungsverdichtung Waldhof/ Käfertal“ Beschlussanlage 4 
01.06.2017  Teil II: Umweltbericht 
 
 

  Seite 8 

Gemäß § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für 
eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen so einander zuzuordnen, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen ausgehende 
Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden 
Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich vermieden 
werden. Insbesondere sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen.  
 
Die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 
Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen 
Gemeinschaft festgelegte Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden dürfen, 
sind zu berücksichtigen. Entsprechende Maßstäbe bietet die 22. BImSchV – 
Verordnung über Immissionswerte.  
 
Die Verbesserung der Luftqualität im Raum Ludwigshafen – Mannheim, einem der 
größten zusammenhängenden Industriestandorte Europas, ist wesentliches Anliegen 
der Stadt Mannheim. 
 
Denkmalschutzgesetz (DSchG) 
Sollten bei der Durchführung von Erdarbeiten bisher unbekannte archäologische 
Funde oder Befunde entdeckt werden, sind diese umgehend zu melden. Die Fundstelle 
ist nach § 20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) bis zum Ablauf des vierten Tages nach 
der Meldung in unverändertem Zustand zu belassen, sofern die 
Denkmalschutzbehörde nicht einer Verkürzung der Frist zustimmt. 
 
Abwasserbeseitigung 
Die Abwasserbeseitigung regelt das Wassergesetz Baden-Württemberg (WG). Nach § 
45b Abs. 3 WG soll „Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 1. Januar 
1999 bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, 
durch Versickerung oder ortsnahe Einleitung in ein oberirdisches Gewässer beseitigt 
werden, sofern dies mit vertretbarem Aufwand und schadlos möglich ist. Eine 
schadlose Beseitigung liegt vor, wenn „eine schädliche Verunreinigung eines 
Gewässers oder sonstige nachteilige Veränderungen seiner Eigenschaften nicht zu 
erwarten ist.“  
 
Die Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr über die dezentrale 
Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22. März 1999 führt dazu weiter aus, dass 
die Versickerung von Niederschlagswasser von Dachflächen und von befestigten 
Flächen von Gewerbe und Industriegebieten einer Erlaubnis bedarf.  
Grundlage zum Anschluss von Grundstücksentwässerungen ans öffentliche Kanalnetz 
ist die aktuelle Abwassersatzung (Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
vom 28. Juni 1983 in der Fassung vom 22.12.2011 der Stadt Mannheim.  
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Schutzgebiete / besonders geschützte Biotope 
 
Die geplanten Änderungen des Bebauungsplanes Nr. 73.18 sind hinsichtlich 
potenzieller Auswirkungen auf Schutzgebiete und geschützte Biotope nach 
europäischen, nationalen und landesrechtlichen Bestimmungen zu untersuchen.   
 
Artenschutz 
Zum Schutz wild lebender Tier- und Pflanzenarten vor anthropogener Beeinträchtigung 
sind auf europäischer und nationaler Ebene umfangreiche Vorschriften erlassen 
worden.  
 
Der Bundesgesetzgeber hat durch die Neufassung der §§ 44 und 45 BNatSchG die 
europarechtlichen Regelungen zum Artenschutz, die sich aus der FFH-Richtlinie und 
der Vogelschutzrichtlinie ergeben, umgesetzt. Die generellen artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände des § 44 (1) sind folgendermaßen gefasst: 
 
„Es ist verboten,  
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören,  
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-arten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert,  
3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 
geschützten Arten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  
4.wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu 
beschädigen oder zu zerstören (Zugriffsverbote)."  
 
Baumschutzsatzung 
Die Baumschutzsatzung der Stadt Mannheim schützt Bäume mit einem Stammumfang 
von mehr als 60 cm, gemessen 100 cm über dem Erdboden. Wesentlicher 
Schutzzweck ist die Bestandserhaltung der Bäume zur Verbesserung des Stadtklimas 
und zur Sicherung der Lebensstätten für die Tier- und Pflanzenwelt sowie zur 
Belebung, Gliederung und Pflege des Orts- und Landschaftsbildes und zur Sicherung 
der Naherholung. Es ist verboten, geschützte Bäume ohne Erlaubnis der unteren 
Naturschutzbehörde zu entfernen, zu zerstören oder zu verändern. Eine Erlaubnis zum 
Entfernen von geschützten Bäumen kann im Einzelfall bei Vorliegen eines 
rechtskräftigen Bebauungsplanes oder eines genehmigten Bauvorhabens erteilt 
werden.  
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 Umweltaspekt Tiere und Pflanzen 
 

3.3.1 Bestandsaufnahme (Ist-Situation) 
 
Der Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 73.18 tangiert weder 
Gebiete des „NATURA 2000“ Netzes noch Natur- oder Landschaftsschutzgebiete2.  
 
Teile des Käfertaler Waldes sind als europäisches Vogelschutzgebiet ausgewiesen. 
Sie befinden sich jedoch in mind. ca. 2 km Entfernung zum Plangebiet.  
 
Das Plangebiet ist seit Jahrzehnten durch Wohnbebauung und die Anlage von Nutz- 
und Ziergärten mit zum Teil altem Baumbestand sowie Ziergehölzen geprägt. Seit mehr 
als ca. 50 Jahren hat das Plangebiet eine Umstrukturierung von einem ehemaligen 
Siedlergebiet mit großen Selbstversorgergrundstücken (Nutzgärten) zu einem durch 
Bebauung in zweiter Reihe nachverdichteten Wohngebiet mit verkleinerten 
Gartenflächen (überwiegend Ziergärten) erfahren.  
 
Beeinträchtigungen für das Arten- und Biotoppotential liegen in der intensiven Nutzung 
als Wohngebiet bzw. Gartenflächen mit den damit einhergehenden Störungen durch 
Lärm, Dünger- und Biozideinsatz, sowie Verinselungen durch Einfriedungen und 
Straßen.  
 
Demgegenüber können Kleinbiotope wie Gartenteiche oder Trockenmauern sowie 
ältere Gebäude (Dachstühlen, Mauerritzen, etc.) durchaus Lebensräume und 
(Winter)quartiere für Amphibien, Eidechsen, Vögel, Insekten und Kleinsäugetiere wie 
Fledermausarten, Igel, etc. darstellen.  
 
 

3.3.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  
 
Durch die Änderungen des bestehenden Bebauungsplanes werden keine neuen 
Eingriffstatbestände, die gegenüber der bisherigen planungsrechtlichen Situation 
zusätzliche Inanspruchnahmen von Grund und Boden oder anderen Schutzgütern 
ermöglichen, vorbereitet.  
 
Eine spezielle artenschutzrechtliche Untersuchung wird für das Gebiet des 
Änderungsbebauungsplans 73.18a daher nicht erforderlich. Die generellen 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 (1) BNatschG3 sind unabhängig 
vom Bebauungsplan von jedermann zu beachten.  
 

                                                            
2 https://www.mannheim.de/sites/default/files/page/2709/karte_schutzgebiete.png 
3 "Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 4 des 

Gesetzes vom 29. Mai 2017 (BGBl. I S. 1298) geändert worden ist" 
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Die vorgesehenen Änderungen des Bebauungsplanes haben allenfalls marginale 
Auswirkungen auf das Schutzgut „Tiere und Pflanzen“. Die in Einzelfällen zusätzliche 
Inanspruchnahme von Frei- bzw. Gartenflächen wird sich allenfalls auf sehr wenige 
ggf. zusätzlich erforderliche private Stellplätze erstrecken. Da davon auszugehen ist, 
dass diese – wenn überhaupt – vorwiegend in den Bereichen bereits vorhandener 
Zufahrten vorgesehen würden, ist nicht mit dem Verlust bedeutsamer 
Vegetationsstrukturen – insbesondere nicht von großkronigen Laubbäumen – zu 
rechnen. Es ist nicht davon auszugehen, dass die beabsichtigten Änderungen 
einzelner Festsetzungen aufgrund von Verbotstatbeständen des BNatSchG nicht 
umsetzbar wären.  
 
 

3.3.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung (Null-Variante) 
 
Der Zustand und die Bedeutung des weitestgehend bebauten Plangebietes, in dem 
bereits nach bestehendem Planungsrecht Gartenflächen für Bebauung in Anspruch 
genommen werden können, würde sich in Bezug auf die die Schutzgüter „Tiere und 
Pflanzen“ weder verbessern noch verschlechtern.  
 
 

3.3.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen 
 
Da durch die Bebauungsplanänderung gegenüber dem „Ist – Zustand“ keine 
zusätzlichen Inanspruchnahmen von Flächen ermöglicht werden, sind im 
Bebauungsplan keine zusätzlichen Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung oder 
zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf das Schutzgut „Tiere und Pflanzen“ 
erforderlich.  
 
Sofern bei Bauvorhaben im Zulässigkeitsbereich des Bebauungsplanes im Einzelfall 
besonders oder streng geschützte Arten betroffen wären, gelten die Bestimmungen 
des Bundesnaturschutzgesetzes - unabhängig von Festlegungen des 
Bebauungsplanes – unmittelbar. Die Regelungen sind durch den Bauherrn zu 
beachten. Bei nachgewiesener Betroffenheit sind in Abstimmung mit der 
Naturschutzbehörde artenschutzrechtliche Vermeidungs-, Minimierungs-, und ggf. 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) zu planen und umzusetzen 
sowie erforderlichenfalls Ausnahmeanträge nach § 45 (7) Nr. 5 BNatSchG zu stellen. 
 
In Verbindung mit dem Merkblatt der Stadt Mannheim zum Naturschutz bei Umbau und 
Abriss4 können nachteilige Auswirkungen auf geschützte Arten im Plangebiet nahezu 
ausgeschlossen werden.  
  

                                                            
4 https://www.mannheim.de/bauen-und-artenschutz 
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 Umweltaspekt Boden 
 

3.4.1 Bestandsaufnahme (Ist-Situation) 
 
Das Plangebiet liegt weitgehend eben. Die überwiegend sandigen Böden wurden in 
der Vergangenheit teilweise versiegelt, teilweise durch Umlagerungen oder Einbringen 
von Fremdmaterial anthropogen überformt. Über Schadstoffeinträge aus 
vorausgegangenen Nutzungen innerhalb und in der Umgebung des Plangebietes 
liegen derzeit keine Erkenntnisse vor.  
 
Innerhalb der von der Bebauungsplanänderung betroffenen Bereiche des Plangebietes 
handelt es sich weit überwiegend um Zier- und Nutzgärten, bzw. bereits mit 
Wohnhäusern und Verkehrsanlagen bebaute Flächen. In den unbebauten Bereichen 
(Gartenflächen) ist eine humose Überdeckung und Bewuchs vorhanden. Die 
versiegelten Flächen weisen entweder eine völlige Versiegelung durch Überbauung, 
Asphalt oder bituminös gebundene Decken mit entsprechen-dem Schotterunterbau 
und Verdichtung auf oder es handelt sich um teilversiegelte, d.h. mit Pflaster oder 
Schlackenbelag überdeckte Böden, die ebenfalls aufgrund ihres Unterbaus und der 
Verdichtung dem natürlichen Wirkungsgefüge weitgehend entzogen sind. Der 
funktionale Wert des Naturraumpotentials Boden in seiner Funktion für die  
 

 natürliche Bodenfruchtbarkeit,  
 als Ausgleichskörper im Wasserhaushalt, 
 als Filter- und Puffer für Schadstoffe sowie  
 als Standort für natürliche Vegetation 

 
ist innerhalb des Plangebietes daher auf die gärtnerisch angelegten unbefestigten 
Freiflächen / Gärten reduziert.   
 
Dennoch ist der Wert der vorhandenen, nicht überbauten Bodenflächen als 
Naturraumpotenzials insbesondere aufgrund der Tatsache das „Boden“ nicht 
vermehrbar ist, als „hoch“ einzustufen.  
 
 

3.4.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  
 
Durch die vorgesehenen Änderungen des Bebauungsplanes wird keine zusätzliche 
Inanspruchnahme von Boden vorbereitet. Die überbaubaren Flächen werden nicht 
vergrößert, die bisher festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ = 0,4) bleibt als Obergrenze 
bestehen.  
 
Durch die vorgesehene Erweiterung der bisher zulässigen Geschossflächenzahl (GFZ) 
von 0,4 auf 0,6 kann sich – aufgrund der damit möglichen Erhöhung der Wohnfläche – 
eine Zunahme von Zweitwohnungen ergeben. Damit kann indirekt eine geringfügige 
zusätzliche Inanspruchnahme von bisher unversiegelten / unbefestigten Bodenflächen 
zum Nachweis der erforderlichen Stellplätze auf den Grundstücken verbunden sein.  
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Da das Gebiet jedoch weiten Teils bereits bebaut ist, wird nicht davon ausgegangen, 
dass es zu einer erheblichen Ausweitung des privaten Stellplatzbedarfes kommt. 
Zudem wurde bislang auch in den Bereichen in denen Gartenhofhäuser mit zwei 
Wohneinheiten zulässig waren, von dieser Möglichkeit nahezu kein Gebrauch 
gemacht.  
 
 

3.4.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung (Null-Variante) 
 
Die entsprechend den bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 73.18 
mögliche Inanspruchnahme von noch unversiegelten / unbefestigten Bodenflächen 
bleibt bestehen. Insofern wären weder Verbesserungen noch Verschlechterungen in 
Bezug auf das Schutzgut „Boden“ zu erwarten.  
 
 

3.4.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen 
 
Aus o. a. Gründen sind keine funktionalen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Die 
auch weiterhin festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 trägt zur Vermeidung 
einer größeren Inanspruchnahme von Boden bei. 
 
 
 

 Umweltaspekt Wasser 
 

3.5.1 Bestandsaufnahme (Ist-Situation) 
 
Das weitestgehend bebaute Plangebiet liegt in einem Bereich mit mittleren jährlichen 
Niederschlagssummen von ca. 650 mm pro Jahr. Auf den versiegelten und überbauten 
Flächen des Plangebietes fließt das Niederschlagswasser über Einläufe der 
Kanalisation zu.  
 
Natürliche Oberflächengewässer liegen nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
oder im näheren Umfeld. 
 
Derzeit erfolgen Beeinträchtigungen des Wasserpotentials innerhalb des Plangebietes 
vor allem durch Versiegelungen und potenziell durch Abschwemmungen 
(Straßenschmutz, Stäube, ggf. Streusalze) von den Verkehrsflächen.  
 
Dennoch hat das Plangebiet aufgrund seines, für städtische Verhältnisse relativ 
geringen Versiegelungsgrades, eine relativ hohe Bedeutung für die Anreicherung des 
Grundwassers durch Niederschläge.  
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3.5.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  
 
Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut „Wasser“ sind durch die vorgesehenen 
Änderungen des Bebauungsplanes nicht zu erwarten. Wie bereits unter dem Schutzgut 
„Boden“ beschrieben, ist allenfalls mit einer marginalen zusätzlichen 
Bodenversiegelung / -befestigung infolge erhöhten Stellplatzplatzbedarfs zu rechnen. 
Auf diesen Flächen kann die Grundwasserneubildung infolge verringerter Versickerung 
eingeschränkt, und der Oberflächenwasserabfluss geringfügig erhöht sein.  
 

3.5.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung (Null-Variante) 
 
Bei einem Verzicht auf die Planänderungen wird der Status Quo – insbesondere die 
Bebaubarkeit rückwärtiger Grundstücksflächen – beibehalten. Es sind also weder 
Verbesserungen noch Verschlechterungen für das Schutzgut „Wasser“ zu erwarten. 
Auch bisher war die Errichtung einer 2. Wohneinheit möglich, allerdings wurde davon 
nur in sehr wenigen Fällen Gebrauch gemacht.  
 
 

3.5.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen 
 
Aus o. a. Gründen sind keine funktionalen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Die 
auch bisher gültige Begrenzung der GRZ auf 0,4 trägt zur Vermeidung von 
Flächenversiegelungen und damit einer weiteren Beeinträchtigung der 
Grundwasserneubildung bei.  
 
 
 

 Umweltaspekt Luft 
 

3.6.1 Bestandsaufnahme (Ist-Situation) 
 
Die Luftschadstoffbelastungen (insbes. Stickoxyde) in Mannheim sind flächendeckend 
und resultieren im Wesentlichen aus dem hohen Verkehrsaufkommen sowie Industrie- 
und Gewerbebetrieben. Die aus der vorhandenen Bebauung auch im unmittelbaren 
Umfeld des Plangebietes und seiner Umgebung resultierende Rauigkeit verringert die 
Windgeschwindigkeiten und damit die Wirksamkeit der Durchlüftung, was 
insbesondere bei Inversionslagen zu einer Anreicherung von Schadstoffen in der Luft 
führen kann.  
 
Das Plangebiet weist, verglichen mit den umgebenden städtebaulich wesentlich 
verdichteteren Stadtteilen relativ geringe Überbauungs- und Versiegelungsgrade auf. 
Die vorhandenen Gartenstrukturen mit teilweise altem Laubbaumbestand tragen durch 
Bindung von Schadstoffen (insbes. Stäuben), Sauerstoffproduktion und CO2-Bindung 
positiv zur Verbesserung der Luftqualität bei.  
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Damit hat das Plangebiet, gerade im ansonsten sehr dicht bebauten städtebaulichen 
Zusammenhang, eine hohe Bedeutung für den Umweltaspekt „Luft“.  
 
 

3.6.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  
 
Die vorgesehenen Änderungen des Bebauungsplanes ermöglichen keine zusätzliche 
Inanspruchnahme der für die Luftqualität positiv wirksamen Gartenbereiche.  
 
Durch die vorgeschriebenen Satteldächer mit relativ geringen Dachneigungen von 20° 
- 30° kommt es nicht zu einer so wesentlichen Erhöhung der Baukörper, dass daraus 
eine Barrierewirkung für Luftaustauschbeziehungen resultiert5. 
 
Die aufgrund der Erhöhung der Geschossflächenzahl auf 0,6 mögliche Vergrößerung 
der Wohnflächen kann einen geringen Anstieg der Bevölkerungsdichte und damit eine 
geringe Zunahme des Ziel- und Quellverkehrs mit sich bringen. Da das Gebiet jedoch 
auch in den betreffenden Hinterliegergrundstücken bereits weitgehend bebaut ist und 
es sich um ein innerstädtisches Wohngebiet mit guter Anbindung an den ÖPNV 
handelt, ist nicht davon auszugehen, dass eine – wenn überhaupt – marginale 
Zunahme des motorisierten Individualverkehrs, zu nennenswerten nachteiligen 
Auswirkungen auf das Schutzgut „Luft“ führt.  
 
 

3.6.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung (Null-Variante) 
 
Der Umweltzustand hinsichtlich des Aspektes „Luft“ würde sich bei Beibehaltung des 
bisherigen Planungsrechts hinsichtlich der Luftqualität oder der 
Luftaustauschbeziehungen weder verbessern noch verschlechtern.  
 
 

3.6.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen 
 
Die im Bebauungsplan vorgesehene Regelung, dass von der rückwärtigen 
Grundstücksgrenze ein Abstand von 3,0 m einzuhalten ist und die Festsetzung, dass 
die Tiefe eines (neuen) Gebäudes nicht mehr als 12 m betragen darf, trägt zu 
Offenhaltung von zusammenhängenden unbebauten Freiflächen bei.  
 
Aus o. a. Gründen werden keine weiteren Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen erforderlich.  
 
 

                                                            
5 Vgl. dazu: 
https://www.mannheim.de/sites/default/files/page/74508/stadtklimaanalyse_ma2010_karten.pdf, Karte 
17: „Klimaökologische Ausgleichs- und Wirkungsräume / Strömungsbarrieren - Planungshinweise 
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 Umweltaspekt Klima 
 

3.7.1 Bestandsaufnahme (Ist-Situation) 
 
Der Bereich des Plangebietes zählt zu den wärmebegünstigten Bereichen des 
Oberrheingrabens. Die mittlere Jahrestemperatur beträgt 10°C, die mittlere 
Januartemperatur 1,2°C und die mittlere Julitemperatur 19,3°C. Im Bereich des 
Plangebietes herrschen Winde aus südöstlichen uns südwestlichen Richtungen vor.  
 
Beeinträchtigungen für das lokale Klima ergeben sich im Plangebiet insbesondere 
durch Aufheizungseffekte.  
 
Das Plangebiet ist Bestandteil einer großen, Nord-Süd-gerichteten „Wärmezunge“, die 
sich, ausgehend von der Innenstadt, bis nach Sandhofen bzw. Schönau erstreckt und 
in die mehrere „Wärmeinseln“ eingelagert sind (Neckarstadt, Luzenberg, Waldhof). 
Während austauscharmen Strahlungswetterlagen, die u.a. durch fehlenden 
Luftaustausch und mangelnde nächtliche Abkühlung gekennzeichnet sind, kann es zu 
thermischen und bioklimatischen Belastungen kommen.  
 
Zwischen den verschiedenen Wärmezungen, befinden sich regionale und lokale 
Grünzüge bzw. Grünzäsuren die dafür sorgen, dass – bei Schwachwindsituationen - 
vor allem abends und nachts kühlere Luft über das Mannheimer Flurwindsystem aus 
dem Umland angesogen wird und z.T. weit in den Stadtkörper eindringen kann. Neben 
dem Käfertaler Wald spielt dabei die Zufuhr kühlerer Luftmassen aus nordöstlichen 
Richtungen über die Schneise zwischen Lampertheimer Straße und 
Wasserwerkstraße eine wichtige Rolle6.  
 
Dies führt in Verbindung mit der aufgelockerten und durchgrünten Bebauung des 
Plangebiets dazu, dass das Temperaturniveau gegenüber dem dichter bebauten 
städtischen Umfeld niedriger liegt, was unter wohnklimatischen Gesichtspunkten sehr 
positiv zu bewerten ist.  
 
Hinzu kommt, dass sich das Plangebiet durch eine insgesamt aufgelockerte 
Wohnbebauung mit – trotz Nachverdichtung in den rückwärtigen Grundstücksteilen – 
größeren zusammenhängenden Gartenflächen auszeichnet. Diese tragen infolge 
erhöhten Verdunstungs- und Verschattungspotenzials wesentlich zu Positiveffekten für 
das lokale Klima bei.  
 
Die zusammenfassende Darstellung der bioklimatischen Belastung (Abb. 16) der 
Stadtklimaanalyse bestätigt diese Sachverhalte. Die bioklimatische Belastung des 
Plangebiets wird überwiegend als „gering“ bis „mäßig“ eingestuft.  
 
 

   

                                                            
6 Vgl. Stadtklimaanalyse, 2010, Stadt Mannheim, erstellt durch: „Ökoplana“, Mannheim, Juli 2010  
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3.7.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  
 
Durch die vorliegende Bebauungsplanänderung werden klimatisch bedeutsame 
Austauschbahnen nicht beeinträchtigt.7. 
 
Die Festsetzung von Abständen zu angrenzenden Grundstücken / Bebauungen 
gewährleistet weiterhin die Offenhaltung von stadtklimatisch relevanten 
Luftaustauschbeziehungen.  
 
Zusätzliche Bauflächen, die einen Verlust an lokalklimatisch bedeutsamen 
Vegetationsstrukturen – insbesondere Laubbäumen – zur Folge hätten, werden nicht 
ausgewiesen.  
 
 

3.7.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung (Null-Variante) 
 
Die aufgrund des bestehenden rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 73.18 möglichen 
Nachverdichtungen wurden bereits großteils realisiert. Die daraus resultierenden 
Auswirkungen auf das lokale Klima sind insbesondere in die Bewertung der 
bioklimatischen Situation eingeflossen. Bei Weiterbestehen der bisherigen Situation 
werden weder Verbesserungen noch Verschlechterungen hinsichtlich der klimatischen 
Situation im Plangebiet erwartet 
 
 

3.7.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen 
 
Da, wie dargestellt, durch die beabsichtigten Änderungen einzelner Festsetzungen 
keine nachteiligen Auswirkungen auf das lokale Klima zu erwarten sind, werden keine 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erforderlich.  
 
 

 Umweltaspekt Landschaft 
 

3.8.1 Bestandsaufnahme (Ist-Situation) 
 
Bei den Flächen die von der Bebauungsplanänderung betroffen sind, handelt es sich 
im Wesentlichen um rückwärtige private Garten- / Grundstücksflächen in einem bereits 
mit ein- und zweigeschossigen Einzelhäusern weitgehend bebauten Wohngebiet. Die 
Flächen sind insofern als „Landschaftsraum“ nicht öffentlich zugänglich, tragen aber 
insbesondere aufgrund ihres „Grünvolumens“ zur Erholungs- und Aufenthaltsqualität 
auch für den öffentlichen Raum (Straßen, Fußwege) bei.  

                                                            
7 Vgl. dazu: 
https://www.mannheim.de/sites/default/files/page/74508/stadtklimaanalyse_ma2010_karten.pdf, Karte 
17: „Klimaökologische Ausgleichs- und Wirkungsräume / Strömungsbarrieren - Planungshinweise 
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Die trotz der bisherigen Nachverdichtungen aufgelockerte Bebauung mit privaten 
Gartenflächen stellt einen positiven Kontrast zu angrenzenden, von hoher Verdichtung, 
großvolumigen Kubaturen und Versiegelung geprägten Stadtbereichen dar.  
 
 

3.8.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  
 
Das Landschaftsbild wird durch den Änderungsbebauungsplan Nr. 73.18a nicht 
nachteilig verändert, da es sich um ein weitestgehend bereits bebautes Gebiet im 
städtebaulichen Siedlungszusammenhang Lage handelt. Zusätzliche Bauflächen die 
eine größerflächige Inanspruchnahme der das Gebiet prägenden Grünstrukturen 
bedeuten könnte, werden nicht ermöglicht.  
 
Die Festsetzung von geneigten Dächern entspricht dem typischen Erscheinungsbild 
der städtebaulichen Umgebung, in der Flachdächer eher als Ausnahme und 
„Fremdkörper“ auffallen. Die zukünftig festgesetzte Dachgestaltung durch geneigte 
Dächer ist daher positiv zu bewerten.  
 
 

3.8.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung (Null-Variante) 
 
Bei einem Weiterbestehen der bisherigen Regelungen des Bebauungsplanes wäre die 
Errichtung von geneigten Dächern in Teilen des Plangebietes unzulässig. Neu zu 
errichtende Gebäude in diesen Bereichen würden wie zuvor dargestellt eher als 
Fremdkörper wahrgenommen und das Ortsbild u. U. nachteilig beeinträchtigen.  
 
Insofern würde sich das Orts- bzw. Landschaftsbild eher nachteilig weiter entwickeln.  
 
 

3.8.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen 
 
Die vorgesehene Planänderung hinsichtlich der Vorschrift symmetrischer Satteldächer 
mit Neigung von 20° - 30° trägt zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild bei.  
 
Die zusätzliche Festsetzung, dass die Dachneigungen der unmittelbar angrenzenden, 
direkt an öffentlichen Straßen und Wegen liegenden Nachbarbebauung zu 
übernehmen ist, trägt zusätzlich zu einer Harmonisierung des vom öffentlichen Raum 
her einsehbaren städtebaulichen Erscheinungsbildes bei. Zusätzliche Vermeidungs- 
bzw. Ausgleichsmaßnahmen werden nicht erforderlich. 
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 Umweltaspekt Mensch 
 

3.9.1 Bestandsaufnahme (Ist-Situation) 
 
Das Plangebiet erstreckt sich über die Stadtteile Waldhof und Käfertal und wird in der 
weiteren östlichen Umgebung durch heterogene Nutzungsstrukturen geprägt. Neben 
gewerblich / industriellen Betrieben finden sich Mischgebietsstrukturen und 
Wohngebiete. Aufgrund dieser kleinräumigen Nutzungsmischungen wirken 
insbesondere Immissionsbelastungen (Schall, Geruch) auf das Schutzgut Mensch.  
 
Es ist nicht auszuschließen, dass in Teilen des Plangebietes Bombenblindgänger aus 
dem Zweiten Weltkrieg vorhanden sein können.  
 
Vor allem abseits der Hauptverkehrswege (Waldstraße, Speckweg) handelt es sich um 
ein für großstädtische Verhältnisse ruhiges und attraktives Wohnumfeld. Dazu tragen, 
trotz der bisher stattgefundenen Nachverdichtung, die aufgelockerte Bebauung mit 
meist ein- und zweigeschossigen Einzel- und Doppelhäusern sowie die 
zusammenhängenden Gartenflächen bei.  
 
 

3.9.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  
 
Durch die Änderung des Bebauungsplanes werden keine zusätzlichen 
Wohnnutzungen oder Nutzungen mit einem höheren Schutzanspruch ermöglicht. 
Vertiefende Untersuchungen zur Immissionssituation sind daher nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht erforderlich.  
 
Die mit der Festsetzung geneigter Dächer verbundene Erhöhung von Gebäuden kann 
lokal zu einer höheren Verschattung angrenzender Grundstücksflächen führen. Da das 
Gebiet jedoch bereits seit langem besteht und überwiegend auch mit altem und hohem 
Baumbestand durchzogen ist, werden zusätzliche Verschattungen nur auf wenige 
Bereiche beschränkt und auf die Vormittags- und Spätnachmittagsstunden beschränkt 
sein. Insofern ergeben sich keine erheblichen Auswirkungen durch zusätzliche 
Verschattung.  
 
Die Änderung des Bebauungsplanes ermöglicht keine zusätzlichen, das Wohnen im 
Gebiet störenden Nutzungen.  
 
Mit der vorgesehenen Änderung des Bebauungsplanes werden aus o.a. 
beschriebenen Gründen keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das 
Schutzgut „Mensch“ insbesondere hinsichtlich der Wohnqualität und der 
wohnungsnahen Erholungsfunktion im unmittelbaren Wohnumfeld verbunden sein.  
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3.9.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung (Null-Variante) 
 
Da der bisher rechtskräftige Bebauungsplan bereits eine Bebauung rückwärtiger 
Gartenflächen (Hinterliegergrundstücke) ermöglicht, können ggf. ebenso nachbarliche 
Betroffenheiten durch zusätzliche Bebauung hervorgerufen werden.  
 
Eine potenziell höhere Verschattung durch die aufgrund der Festsetzung geneigter 
Dächer größeren Firsthöhen würde zwar nicht zum Tragen kommen, könnte aber nach 
wie vor auch durch das Höhenwachstum der in den Gärten bereits vorhandenen 
Vegetation hervorgerufen werden.  
 
Insofern würde sich der Umweltzustand hinsichtlich der Wohnqualität und der 
wohnungsnahen Erholungsfunktion weder verbessern noch verschlechtern.  
 
 

3.9.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen 
 
Potenzielle Beeinträchtigungen privater Freibereiche (Garten- und Terrassenflächen) 
durch Einsicht von möglicher benachbarter Bebauung (z. B. aus Dachgauben) werden 
durch die Festsetzung, dass diese nur dort zulässig sind, wenn von ihnen kein Einblick 
in bisher fremder Sicht entzogene Bereiche möglich wird, vermieden. 
 
Die Festsetzung zu Mindestabständen, die Neubebauungen zu Grundstücksgrenzen 
einhalten müssen sowie Regelungen zur max. Tiefe von neuen Gebäuden tragen 
ebenfalls zum Schutz der Privatsphäre bei.  
 
Als Hinweis soll in den Bebauungsplan aufgenommen werden, dass bei Eingriffen in 
den Boden der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu beteiligen ist.  
 
 

 Umweltaspekt Kultur- und Sachgüter 
 

3.10.1 Bestandsaufnahme (Ist-Situation) 
 
Für das Plangebiet sowie sein direktes Umfeld liegen keine Kenntnisse über das 
Vorhandensein von aus bauleitplanerischer Sicht relevanten Kulturgütern vor. 
Sachgüter sind insbesondere durch die vorhandenen Siedlungs- und 
Infrastrukturanlagen vorhanden. 
 

3.10.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  
 
Bei Kultur- und Sachgüter sind durch die Änderung des Bebauungsplanes nach 
derzeitigem Kenntnisstand keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
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3.10.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung (Null-Variante) 
 
Bei Weiterbestehen des bisherigen Bebauungsplanes Nr. 73.18 wären aufgrund der 
unveränderten Möglichkeit der Inanspruchnahme von Grund und Boden und der 
möglichen Errichtung von Wohngebäuden weder positive noch negative Auswirkungen 
auf das Schutzgut „Kultur- und Sachgüter“ zu erwarten.  
 

3.10.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen 
 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger 
Auswirkungen werden aus o. a. Gründen nicht erforderlich.  
Die allgemeinen Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes DSchG sind 
ausreichend. 
 

 Weitere Umweltbelange 
Weitere Umweltbelange sind nach derzeitigem Kenntnisstand von der vorgesehenen 
Planänderung nicht betroffen. 
 

 Wechselwirkungen 
Die Wechselwirkungen der unterschiedlichen Schutzgüter werden nachfolgend 
tabellarisch dargestellt. 
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4. EINGRIFFSREGELUNG NACH DEM BUNDESNATURSCHUTZGESETZ  
(GEMÄSS § 1A ABS. 3 BAUGB) 

 
Durch die vorgesehenen Änderungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes 73.18 
werden keine zusätzlichen Eingriffstatbestände vorbereitet. Insbesondere die 
Inanspruchnahme von Grund und Boden durch Errichtung von Wohngebäuden in 
zweiter Reihe war im bestehenden Bebauungsplan bereits zulässig. 
 
Nach den Bestimmungen des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB ist ein Ausgleich nicht 
erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind 
oder zulässig waren.  
 
Sollten sich bei einzelnen Bauvorhaben im Zulässigkeitsbereich des Bebauungsplanes 
im konkreten Einzelfall Anhaltspunkte ergeben, dass besonders oder streng geschützte 
Arten betroffen sind, gelten die Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes - 
unabhängig von Festlegungen des Bebauungsplanes –unmittelbar. Die Regelungen 
sind dann durch den Bauherrn zu beachten. Bei Verdacht auf eine Betroffenheit sind 
in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde artenschutzrechtliche Vermeidungs-, 
Minimierungs-, und ggf. vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) zu 
formulieren und in die Umsetzung zu bringen sowie erforderlichenfalls 
Ausnahmeanträge nach § 45 (7) Nr. 5 BNatSchG zu stellen. 
 
Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass artenschutzrechtliche Belange die 
Vollziehbarkeit der Festsetzungen des Bebauungsplanes in Frage stellen können.  
 
 

5. MASSNAHMEN ZUR ÜBERWACHUNG DER ERHEBLICHEN AUSWIRKUNGEN 
(MONITORING) 

 
Gemäß § 4c BauGB sind die Gemeinden zur Überwachung der erheblichen 
Umweltauswirkungen, die auf Grundlage der Durchführung von Bebauungsplänen 
entstehen, verpflichtet. Insbesondere unvorhersehbare nachteilige Auswirkungen 
sollen frühzeitig ermittelt werden, um ggf. geeignete Maßnahmen zur Abhilfe einleiten 
zu können. Dabei besteht ein Gestaltungsspielraum, der es den Gemeinden ermöglicht 
Intensität, Detailgenauigkeit und den Aufwand der Überwachung zu gestalten.  
 
Bei der Änderung des Bebauungsplanes Nr. 73.18 wurden mögliche Auswirkungen der 
Planung ermittelt. Die mit der Bebauungsplanänderungen verbundenen 
Umweltauswirkungen werden nach derzeitigem Kenntnisstand als „nicht vorhanden“ 
bis „sehr gering“ eingestuft.  
 
Ein spezielles Monitoring zur Überwachung „erheblicher Auswirkungen“ der im 
Bebauungsplan 73.18a vorgesehenen Änderungen ist daher nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht erforderlich.  
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Bezüglich der Ermittlung von erheblichen unvorhergesehenen nachteiligen 
Auswirkungen wird auf die Informationspflicht der Behörden nach § 4 Abs.3 BauGB 
verwiesen. 
 
 

6. BESCHREIBUNG DER TECHNISCHEN VERFAHREN UND HINWEISE AUF 
AUFGETRETENE SCHWIERIGKEITEN  

 
Zur Beurteilung der Auswirkungen der beabsichtigten Planänderungen auf die 
umweltrelevanten Schutzgüter einschließlich des Menschen wurde der durch den seit 
1980 rechtskräftigen Bebauungsplan 73.18 vorliegende planungsrechtliche und reale 
„Ist – Zustand“ zugrunde gelegt. Die Erfassung des „Ist – Zustands“ erfolgte durch die 
Auswertung der zeichnerischen und textlichen Festsetzungen sowie durch eine 
Ortsbegehung des Plangebiets. Die durch die beabsichtigten Planänderungen zu 
erwartenden Auswirkungen wurden mit den Auswirkungen der bisher 
planungsrechtlich möglichen und tatsächlich realisierten Bauvorhaben verglichen.  
 
Die potenziell sehr geringen Umweltfolgen die sich aus der Bebauungsplanänderung 
ergeben können, wurden im Umweltbericht verbal argumentativ beschrieben, so dass 
hinreichende Beurteilungskriterien vorliegen.  
 
Hinweise zum Umweltzustand, insbesondere zu den stadtklimatischen Verhältnissen, 
konnten aus vorhandenen Unterlagen der Stadt Mannheim entnommen werden.  
 
Zum Aspekt „Kampfmittel“ liegen für das Plangebiet keine aktuellen und genauen 
Erkenntnisse vor. Insofern sollte im Bebauungsplan vorsorglich darauf hingewiesen 
werden, dass bei Eingriffen in den Boden der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu 
beteiligen ist. Zusätzliche Betroffenheiten gegenüber dem Ursprungsbebauungsplan 
werden durch den Änderungsbebauungsplan Nr. 73.18a nicht ausgelöst.  
 
 

7. ALLGEMEIN VERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 

 
Durch den Bebauungsplan 73.18a soll der seit Mai 1980 rechtskräftige Bebauungsplan 
73.18 hinsichtlich einzelner textlicher Festsetzungen geändert werden. Die 
Änderungen betreffen im Wesentlichen die rückwärtigen Grundstücksbereiche, die 
nicht an eine öffentliche Straße grenzen, sondern über das Vordergrundstück 
erschlossen sind. 
 
Die bisher zulässigen Gartenhofhäuser (Atriumhäuser) mit Flachdach sollen entfallen. 
Stattdessen wird festgesetzt, dass die hier zulässigen Gebäude mit einem 
symmetrischen Satteldach mit einer Dachneigung von 20° - 30° zu errichten sind. 
Dadurch wird es möglich, ein zweites Geschoss im Dachbereich unterzubringen, 
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weshalb die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ)8 von bisher 0,4 auf 0,6 erhöht 
wurde.  
 
Durch die Festsetzung von Satteldächern ergeben sich gegenüber einem Haus mit 
Flachdach etwas höhere Gebäude, die möglicherweise zu einer größeren 
Verschattung angrenzender Flächen beitragen. Die mit der Erhöhung der 
Geschossflächenzahl ermöglichte Vergrößerung zusätzlicher Wohnflächen kann zu 
einem leichten Anstieg der Bewohnerzahl im Gebiet führen. Sofern dadurch zusätzliche 
Wohnungen auf einzelnen Grundstücken entstehen, sind für diese entsprechende 
Stellplätze auf dem Grundstück nachzuweisen. Damit kann eine geringfügige 
zusätzliche Befestigung von Grundstücksflächen verbunden sein.  
 
Die Änderungen des Bebauungsplanes haben daher überwiegend keine, teilweise 
allenfalls sehr geringe Auswirkungen auf die natürliche Umwelt und die 
Wohnverhältnisse der Bewohner im Plangebiet.  
 
 

                                                            
8 Die Geschossflächenzahl gem. § 20 BauNVO bezeichnet den Anteil, wieviel Quadratmeter 
Geschossfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig sind.   


